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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 KN 102/98
Datum 29.06.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 KN 40/99
Datum 31.08.2000

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Chemnitz vom 29. Juni 1999 sowie der Bescheid der Beklagten vom 13.06.1997 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 05.02.1998 aufgehoben.
II. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits
zu erstatten.
III. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die WeitergewÃ¤hrung einer Bergmannsaltersrente nach dem Renten-
Ã�berleitungsgesetz (RÃ�G) ab dem 01.04.1997.

Mit Antrag vom 20.05.1996, eingegangen bei der Beklagten am 21.05.1996,
beantragte die KlÃ¤gerin Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig unter Tage beschÃ¤ftigte
Bergleute sowie Bergmannsrente nach Art. 2 des RÃ�G. Mit Bescheid vom
11.09.1996 wurde der am â�¦ geborenen KlÃ¤gerin, welche am 18.05.1990 ihren
Wohnsitz im Beitrittsgebiet hatte, Bergmannsaltersrente ab dem 01.11.1996 in
HÃ¶he von 1.115,55 DM bewilligt. Die Rente war nach dem Ã�bergangsrecht fÃ¼r
das Beitrittsgebiet berechnet worden.
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Am 15.03.1997 verstarb ihr Ehemann Erich D â�¦ Am 24.03.1997 beantragte sie bei
der Beklagten groÃ�e Witwenrente, welche ihr mit Bescheid vom 24.06.1997 auch
bewilligt wurde. Zuvor hatte die Beklagte allerdings die KlÃ¤gerin in einem
AnhÃ¶rungsschreiben vom 29.05.1997 darauf hingewiesen, dass beabsichtigt sei,
den Bescheid Ã¼ber die Bewilligung der Rente nach dem RÃ�G aus eigener
Versicherung mit Wirkung ab 01.07.1997 ganz aufzuheben. Nach Â§ 319b Sechstes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) sei nÃ¤mlich bei dem Zusammentreffen von Renten
nach dem SGB VI und nach dem RÃ�G nur die Rente nach dem SGB VI zu erbringen.
Die KlÃ¤gerin wandte daraufhin ein, dass die ihr zugestandene Bergmannsrente auf
ihrer eigenen bergmÃ¤nnischen TÃ¤tigkeit beruhe und eine Entziehung der Rente
gegen Art. 14 Grundgesetz (GG) verstoÃ�e. Mit Bescheid vom 13.06.1997 hob die
Beklagte daraufhin den Bewilligungsbescheid vom 11.09.1996 â�� anders als
angekÃ¼ndigt â�� schon ab dem 01.04.1997 auf und berief sich hierfÃ¼r auf Â§
319b SGB VI und Â§ 48 Abs. 1 Ziff. 3 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X). Mit
dem dagegen erhobenen Widerspruch berief sich die KlÃ¤gerin auf einen Passus in
einer BroschÃ¼re des BMA "Das neue Rentenrecht", wonach auch nach dem
Rentenreformgesetz 1992 beim Bezug von Witwen- oder Witwerrente eine
gleichzeitig bezogene Versichertenrente und das sonstige selbst erworbene
Einkommen der Witwe oder des Witwers in jedem Fall voll erhalten bleiben.

Der Widerspruch wurde mit Bescheid vom 05.02.1998 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen. Gesetzgeberisches Ziel des Â§ 319b SGB VI sei es, bei einem
Anspruch auf eine oder mehrere Leistungen nach dem SGB VI oder eine oder
mehrere Leistungen nach dem Art. 2 RÃ�G immer allein die Leistung bzw.
Gesamtleistung nach dem SGB VI ggf. erhÃ¶ht um die Differenz zur Leistung bzw.
Gesamtleistung nach Art. 2 RÃ�G zu zahlen. Die Zahlung der Bergmannsrente sei
also nicht zulÃ¤ssig, da ab dem 01.04.1997 eine Hinterbliebenenrente nach dem
SGB VI hinzugetreten sei. Diese sei hÃ¶her, so dass auch kein Anspruch auf einen
Ã�bergangszuschlag bestehe.

Die dagegen erhobene Klage zum Sozialgericht (SG) Chemnitz wurde damit
begrÃ¼ndet, dass mit der KlÃ¤gerin zwar das Rechtsproblem ausfÃ¼hrlich
erÃ¶rtert worden sei, diese aber dennoch nicht bereit sei, ihre Klage
zurÃ¼ckzunehmen. Es werde daher gebeten, durch Gerichtsbescheid zu
entscheiden.

Dieser Bitte kam das SG am 29.06.1999 nach und wies die Klage ab.

Hiergegen richtet sich die Berufung der KlÃ¤gerin. Sie weist zunÃ¤chst darauf hin,
dass doch wohl auch nach Â§ 319b SGB VI auf die Gesamtleistung abzustellen sei,
VergleichsgrÃ¶Ã�e sei also die Gesamtleistung, wie sie sich nach dem Rentenrecht
der DDR ergeben hÃ¤tte. Nach Â§ 50 Abs. 2 Rentenverordnung DDR hÃ¤tte
Anspruch auf 25 % der Bergmannshinterbliebenenrente bestanden. Es errechne
sich so ein Zuschlag von 180,72 DM. Hierauf entgegnete die Beklagte, dass
Anspruch auf Bergmannshinterbliebenenrente nach Art. 2 RÃ�G gerade nicht mehr
bestehe, weil das Ã�bergangsrecht ab dem 01.01.1997 nicht mehr anzuwenden sei.

Die KlÃ¤gerin hat daraufhin ihre Rechtsauffassung dahingehend prÃ¤zisiert, dass
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die Beklagte den Bescheid vom 11.09.1996 schon gar nicht mit
RÃ¼cknahmebescheid vom 13.06.1997 habe zurÃ¼cknehmen dÃ¼rfen. FÃ¼r eine
Anwendung des Â§ 319b SGB VI sei nÃ¤mlich nur fÃ¼r die Zeit vom 01.01.1992 bis
31.12.1996 Raum. Allenfalls habe die Beklagte die Witwenrente gemÃ¤Ã� Â§ 46
SGB VI in Verbindung mit Â§ 97 SGB VI kÃ¼rzen dÃ¼rfen.

Sie beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Chemnitz vom 29.06.1999 mit dem
Bescheid vom 13.06.1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
05.02.1998 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat liegen die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie die
Verwaltungsakten der Beklagten vor.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist auch begrÃ¼ndet. Ein rechtfertigender Grund fÃ¼r die
Entziehung der Bergmannsaltersrente ist nicht gegeben.

Zu Unrecht hat sich das SG (wie beispielsweise auch das LSG Berlin, Entscheidung
vom 15.12.1997 â�� L 16 J 75/97 -) fÃ¼r seine Auffassung auf KassKomm â��
Polster, Â§ 319b SGB VI, Rnrn. 2, 5 berufen. Den ersatzlosen Wegfall einer ganzen
Rentenart aus dem einzigen Grunde, weil die eine Rente nach dem SGB VI, die
andere nach dem RÃ�G berechnet wird, sieht Â§ 319b SGB VI nicht vor. Eine solche
Rechtsfolge wÃ¼rde sich auch kaum rechtfertigen lassen: HÃ¤tten beide Renten in
der Zeit vom 01.01.1992 bis zum 31.12.1996 begonnen (Art. 2 Â§ 1 Abs. 1 Ziff. 3
RÃ�G), so hÃ¤tte eine dem DDR-Recht entsprechende Anrechnung, wie sie etwa
von der KlÃ¤gerin in der ersten BerufungsbegrÃ¼ndung vom 25.10.1999
vorgetragen wurde, stattgefunden (Art. 2 Â§ 41 Abs. 2 RÃ�G). Bei einem Beginn
beider Renten nach dem 31.12.1996 kÃ¤men â�� hiervon geht auch die Beklagte
aus â�� die Anrechnungsvorschriften des SGB VI, namentlich Â§ 97, zur
Anwendung. Ein von diesen beiden BerechnungsmodalitÃ¤ten abweichender
ersatzloser Wegfall der niedrigeren Rente aus dem einzigen Grunde, weil die
zusammentreffenden Renten nach verschiedenen Gesetzen berechnet wurden, ist
in Â§ 319b SGB VI nicht normiert. Weder die Entstehungsgeschichte der Vorschrift
noch ihr Wortlaut lassen sich dafÃ¼r heranziehen.

Â§ 319b SGB VI wurde durch Art. 1 Nr. 33 RÃ�-ErgG vom 24.06.1993 (BGBl. I, 1038)
eingefÃ¼gt und ist gemÃ¤Ã� Art. 18 Abs. 4 RÃ�-ErgG rÃ¼ckwirkend zum
01.01.1992 in Kraft getreten. Er ersetzt Art. 2 Â§ 45 RÃ�G, der mit Wirkung vom
01.01.1992 gestrichen wurde. Art. 2 Â§ 45 RÃ�G lautete:

Besteht fÃ¼r denselben Zeitraum Anspruch auf Leistungen nach den Vorschriften
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dieses Artikels und auf solche nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch, wird die
nach Anwendung der jeweiligen Vorschriften Ã¼ber das Zusammentreffen von
Renten und von Einkommen hÃ¶here Gesamtleistung erbracht. Bestand am 31.
Dezember 1991 Anspruch auf eine Rente nach den Vorschriften des Beitrittsgebiets,
wird fÃ¼r die Feststellung der Gesamtleistung nach Satz 1 diese Rente nach den
Vorschriften dieses Artikels neu berechnet. Bei gleich hohen Gesamtleistungen wird
die Gesamtleistung nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch erbracht.

FÃ¤nde diese Vorschrift auf den Fall der KlÃ¤gerin noch Anwendung, so wÃ¤re also
zu vergleichen, welche Gesamtleistung sich ergibt, wenn die Leistungen nach dem
SGB VI so angerechnet werden, als wÃ¤ren sie Leistungen nach dem RÃ�G und
welche Gesamtleistung sich ergibt, wenn die Leistungen nach dem RÃ�G so
angerechnet werden, als wÃ¤ren sie Leistungen nach dem SGB VI. Erst das Ergebnis
dieses Vergleiches entscheidet, ob die Gesamtleistung nach dem RÃ�G oder nach
dem SGB VI zu erbringen ist. Dieses Prozedere wurde insbesondere deswegen fÃ¼r
unpraktikabel gehalten, weil es ohne jeweilige Einschaltung der Sachbearbeitung im
Einzelfall nicht zu bewÃ¤ltigen war. Von den RentenversicherungstrÃ¤gern wurde
daher im Rahmen der Vorbereitung des RÃ�-ErgG vorgebracht, dass ein Verfahren
wÃ¼nschenswert sei, welches eine maschinelle Bearbeitung erlaube. Diesem
Begehren trug Â§ 319b in der Fassung des RÃ�-ErgG Rechnung. Eine sachliche
Ã�nderung war jedoch keinesfalls beabsichtigt. Der entsprechende Passus in der
BegrÃ¼ndung des Referentenentwurfs lautet (BT-Drucks. 12/4810, S. 27):

Mit der vorgeschlagenen Ã�nderung wird sichergestellt, dass das mit der bisherigen
Regelung verfolgte Regelungsziel in einem maschinellen Verfahren umgesetzt
werden kann. Die Regelung legt fest, dass stets die nach den Vorschriften des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ermittelte Gesamtleistung (eine oder mehrere
Renten) geleistet wird. Ist die Gesamtleistung nach den Vorschriften des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch niedriger als die Gesamtleistung nach den Vorschriften
des Art. 2 des Renten-Ã�berleitungsgesetzes, wird zusÃ¤tzlich ein
Ã�bergangszuschlag in HÃ¶he der Differenz zwischen der Gesamtleistung nach den
Vorschriften des Art. 2 und der Gesamtleistung nach den Vorschriften des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch gezahlt. Im Ergebnis wird sichergestellt, dass der nach
den Vorschriften des Art. 2 des Renten-Ã�berleitungsgesetzes ermittelte Betrag der
Gesamtleistung gezahlt wird. Ã�ndert sich die Gesamtleistung nach den
Vorschriften des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch oder die nach dem
Ã�bergangsrecht fÃ¼r Renten nach den Vorschriften des Beitrittsgebiets (z.B. durch
Rentenanpassung oder im Wege der Einkommensanrechnung), ist der
Ã�bergangszuschlag neu zu ermitteln.

Rechtstechnisch ist also zunÃ¤chst einmal das Problem der Rechtswahl
entschieden: Die neu ermittelte Gesamtleistung gilt immer als Leistung nach dem
SGB VI; wÃ¤re die Leistung nach dem RÃ�G hÃ¶her, so wird nicht, wie in Art. 2 Â§
45 RÃ�G vorgesehen, diese Leistung gezahlt, sondern gleichwohl die Leistung nach
dem SGB VI zzgl. eines Ã�bergangszuschlages, dessen Berechnung freilich nicht
immer einfach ist, die jedoch maschinell erfolgen kann. Ein rigoroser Wegfall der
jeweils niedrigeren Rente ist jedoch, wie sich auch aus der BegrÃ¼ndung ergibt,
nicht vorgesehen.
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Die Beklagte interpretiert Â§ 319b Satz 1 SGB VI falsch, wenn sie daraus diese
Rechtsfolge herleitet. Â§ 319b Satz 1 SGB VI lautet:

Besteht fÃ¼r denselben Zeitraum Anspruch auf Leistungen nach den Vorschriften
dieses Buches und auf solchen nach dem Ã�bergangsrecht fÃ¼r Renten nach den
Vorschriften des Beitrittsgebiets, werden die Leistungen nach den Vorschriften
dieses Buches erbracht.

Die Beklagte hat in ihrer Auslegung gewissermaÃ�en das WÃ¶rtchen "nur" in den
Text hineininterpretiert, welches dort jedoch mit gutem Grund nicht zu finden ist.
Die Rechtsfolge lautet nicht: " â�¦, werden nur die Leistungen nach den Vorschriften
dieses Buches erbracht". Dieser Satzteil ist vielmehr folgendermaÃ�en zu lesen: "
â�¦, werden die zustehenden Leistungen als Leistungen nach den Vorschriften
dieses Buches erbracht".

Gegenteiliges ergibt sich auch nicht aus der Kommentarliteratur. Auch KassKomm
Polster betont, dass die hÃ¶here Gesamtleistung nach dem SGB VI erbracht wird
(a.a.O. Â§ 319b SGB VI, Rn. 2). Hiermit wird offensichtlich auf den Begriff aus Art. 2
Â§ 45 RÃ�G Bezug genommen, der sich in Â§ 319b S. 1 SGB VI nicht mehr befindet,
woraus aber jetzt nicht etwa der Schluss gezogen werden darf, dass nicht mehr die
Gesamtleistungen verglichen werden, sondern die einzelnen Renten. Â§ 319b S. 2
SGB VI greift nÃ¤mlich den Begriff der Gesamtleistung wieder auf und macht damit
deutlich, dass es sich um einen Summenvergleich handelt (vgl. KassKomm Polster
a.a.O. Rn. 7).

Es fehlt also an der Rechtsgrundlage fÃ¼r einen Entzug der Bergmannsaltersrente.
Die Frage, inwiefern das Einkommen aus dieser Rente als Erwerbsersatzeinkommen
auf die Witwenrente anzurechnen ist, ist nicht Gegenstand des Rechtsstreits.
Gegenstand des Rechtsstreits (Â§ 95 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist der
Bescheid vom 13.06.1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
05.02.1998, der mangels einer Rechtsgrundlage (Â§ 31 Erstes Buch
Sozialgesetzbuch â�� SGB I -) antragsgemÃ¤Ã� aufzuheben war.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Der Senat lÃ¤sst die Revision wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung zu (Â§ 160 Abs. 2
Nr. 1 SGG).

Erstellt am: 10.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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